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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Novellierung der nordrhein-
westfälischen Landesjustizvollzugsge-

setze 
 

 Gesetz zur Novellierung der nordrhein-
westfälischen Landesjustizvollzugsge-

setze 
 

Artikel 1 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 

 Artikel 1 
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 

Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 339) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfa-
len vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 339) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) Die Angabe zu § 1 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 1 Ziel und Aufgabe des Vollzu-
ges“. 

 

 1. unverändert  

b) Die Angabe zu § 29 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 29 Beschäftigung, Pflicht zur Aus-
übung einer zugewiesenen Beschäf-
tigung“. 

 

  

c) Die Angabe zu § 50 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 50 Freizeit“. 

 

  

d) Die Abgaben zu Abschnitt 22 und 
den §§ 108 bis 112 werden durch die 
folgenden Angaben ersetzt: 

 
„Abschnitt 22 

Strafarrest 
 

§ 108 Grundsatz für den Vollzug 
des Strafarrestes 

 
§ 109 Besondere Bestimmungen 

für den Vollzug des Strafar-
restes 
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Abschnitt 23 
Kriminologischer Dienst, 
Schlussbestimmungen 

 
§ 110 Kriminologischer Dienst  
 
§ 111 Einschränkung von Grund-

rechten  
 
§ 112 Ersetzung und Fortgeltung 

von Bundesrecht  
 
§ 113 Übergangsvorschrift  
 
§ 114 Inkrafttreten“. 

 
2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden nach dem 
Wort „Ziel“ die Wörter „und Aufgabe“ 
eingefügt. 

 
 

 2. unverändert  

b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Der Vollzug der Freiheitsstrafe hat 
darüber hinaus die Aufgabe, die All-
gemeinheit vor weiteren Straftaten 
zu schützen.“ 

 

  

3. In § 2 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „Behinderung“ das Wort „und“ 
durch ein Komma ersetzt und nach dem 
Wort „Identität“ werden die Wörter „sowie 
die familiären und sozialen Beziehun-
gen“ eingefügt.  

 

 3. unverändert  

4. § 6 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 
b) Die Absätze 2 bis 5 werden die Ab-

sätze 1 bis 4. 
 

  

5. § 8 Absatz 2 Satz 2 wird folgt gefasst: 
 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die 
betroffenen Gefangenen einwilligen und 
die Anwesenheit anderer Gefangener 
unbedingt erforderlich ist.“ 

 
 
 

 5. unverändert  
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6. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„Bei einer Vollzugsdauer von unter 
einem Jahr kann die Behandlungs-
untersuchung auf die Umstände be-
schränkt werden, deren Kenntnis für 
angemessene Maßnahmen in der 
verbleibenden Haftzeit und für die 
Entlassungs- und Eingliederungs-
phase erforderlich sind (Kurzdiag-
nostik).“ 

 
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

 
„(4) Die Behandlungsuntersuchung 
erstreckt sich auch auf die Um-
stände, deren Kenntnis für die Fest-
stellung notwendig ist, ob die Be-
handlung während des Vollzuges  
oder die Eingliederung nach der Ent-
lassung durch Angebote, die nur in 
anderen, auch für den Vollzug der 
Freiheitsstrafe zuständigen Anstal-
ten vorgehalten werden, besser ge-
fördert werden kann.“ 

 

 6. unverändert  

7. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 
wird das Wort „regelmäßig“ 
durch die Wörter „- je nach 
Stand des Vollzuges -“ ersetzt. 

 
bb) Nummer 9 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„9. Perspektiven für vollzugs-
öffnende Maßnahmen,“. 

 

 7. unverändert  

b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Ist eine Kurzdiagnostik erfolgt, be-
schränkt sich auch der Vollzugsplan 
auf die Umstände, deren Kenntnis 
für angemessene Maßnahmen in 
der verbleibenden Haftzeit und für 
die Entlassungs- und Eingliede-
rungsphase erforderlich sind.“ 
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8. In § 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
Satz 1 werden jeweils die Wörter „mit ih-
rer Zustimmung“ gestrichen.  

 

 8. unverändert  

9. § 14 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„3. dies aus Gründen der Anstaltsorga-

nisation erforderlich ist, wobei der 
Zeitraum der gemeinsamen Unter-
bringung für die einzelnen Gefange-
nen vier Monate nicht überschreiten 
soll,“. 

 

 9. unverändert  

10. § 15 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am 
Ende durch die Wörter „, soweit die 
Gefangenen für Reinigung, Instand-
haltung und regelmäßigen Wechsel 
auf eigene Kosten sorgen.“ ersetzt. 

 

 10. unverändert  

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „der“ das Wort „jeweiligen“ und 
nach dem Wort „deren“ das Wort „je-
weiliger“ eingefügt. 

 

  

11. In § 19 Absatz 2 Satz 3 wird nach den 
Wörtern „namentlich der“ das Wort „Be-
suchstage,“ eingefügt. 

 

 11. unverändert  

12. § 26 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) In Nummer 15 wird nach dem Wort 

„Präventionsmechanismen“ das 
Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt. 

 
b) In Nummer 16 wird das Komma 

durch das Wort „und“ ersetzt. 
 
c) Nach Nummer 16 wird folgende 

Nummer 17 eingefügt: 
 

„17. der oder dem Beauftragten für 
den Opferschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen,“. 

 

 12. unverändert  

13. In § 27 Satz 1 wird nach dem Wort „hier-
durch“ das Wort „weder“ eingefügt, das 
Wort „oder“ durch das Wort „noch“ er-
setzt und das Wort „nicht“ gestrichen. 

 13. unverändert  
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14. § 29 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort „Ar-
beitspflicht“ durch die Wörter „Pflicht 
zur Ausübung einer zugewiesenen 
Beschäftigung“ ersetzt. 

 

 14. unverändert  

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „so-
wie“ durch ein Komma ersetzt und 
werden nach dem Wort „Bildung“ die 
Wörter „sowie sonstige Tätigkeiten“ 
eingefügt. 

 

  

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Sind sie auch hierzu nicht in der 
Lage, kann ihnen eine sonstige Tä-
tigkeit zugewiesen werden, die ihre 
Fähigkeiten und Entwicklung för-
dert.“ 

 

  

d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.“ 

 

  

e) In Absatz 4 werden nach dem Wort 
„Beschäftigung“ die Wörter „oder 
Hilfstätigkeit“ eingefügt. 

 

  

f) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„An Sonntagen und gesetzli-
chen Feiertagen sowie an 
Samstagen ruhen Beschäfti-
gung und Hilfstätigkeiten, so-
weit diese nicht unaufschiebbar 
sind.“ 

 
bb) In Satz 2 wird das Wort „Arbeit“ 

durch die Wörter „Beschäfti-
gung oder von der Hilfstätigkeit“ 
ersetzt. 
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cc) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Die Vorschriften über die Ge-
staltung des Arbeitsplatzes und 
über das Bestehen von Be-
schäftigungsverboten nach dem 
Mutterschutzgesetz vom 
23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) 
in der jeweils geltenden Fas-
sung gelten entsprechend.“ 

 
15. In § 30 Absatz 3 wird das Wort „enthal-

ten“ durch das Wort „sollen“ ersetzt und 
nach dem Wort „Inhaftierung“ das Wort 
„enthalten“ eingefügt. 

 

 15. unverändert  

16. § 32 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Ar-
beit“ durch das Wort „Beschäftigung“ 
ersetzt, das Wort „ein“ gestrichen, 
werden nach dem Wort „Arbeitsent-
gelt“ die Wörter „oder Ausbildungs-
beihilfe (Vergütung)“ eingefügt, wird 
das Wort „welches“ durch das Wort 
„welche“ und das Wort „wird“ durch 
das Wort „werden“ ersetzt. 

 

 16. unverändert  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Ausbildungsbeihilfe wird nur ge-
währt, soweit den an einer schuli-
schen oder beruflichen Orientie-
rungs-, Aus- und Weiterbildungs-
maßnahme teilnehmenden Gefan-
genen keine Leistungen zum Le-
bensunterhalt zustehen, die nicht in-
haftierten Personen aus solchem 
Anlass gewährt werden.“ 

 

  

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort 
„teilnehmen“ die Wörter „oder eine 
sonstige Tätigkeit ausüben“ einge-
fügt. 

 

  

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ar-
beitsentgelt und Ausbildungs-
beihilfe können“ durch die Wör-
ter „Die Vergütung kann“ er-
setzt. 
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bb) In Satz 3 wird das Wort „Justiz-
ministerium“ durch die Wörter 
„für Justiz zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 

 
e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Die Wörter „der Gefangenen an 

dem Beitrag entsprechen 
würde, wenn sie diese Vergü-
tung als Arbeitnehmer erhielten“ 
werden durch die Wörter „einer 
Arbeitnehmerin oder eines Ar-
beitnehmers entspricht“ ersetzt. 

 
bb) Folgende Sätze werden ange-

fügt: 
 

„Nehmen Gefangene an ar-
beitstherapeutischen Maßnah-
men teil, wird der Beitrag von 
ihnen erst ab dem Zeitpunkt des 
Eintritts in die Werkphase ein-
behalten. Üben sie eine sons-
tige Tätigkeit aus, wird kein Be-
trag einbehalten.“ 

 

  

17. § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Der Anspruch auf Freistellung ver-
fällt, wenn die Freistellung nicht in-
nerhalb eines Jahres nach seiner 
Entstehung in Anspruch genommen 
wurde.“ 

 

 17. unverändert  

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wör-
ter „von der Arbeitspflicht“ gestri-
chen.  

 

  

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Eine Abgeltung nicht verfallener 
und nicht in Anspruch genommener 
Freistellungstage findet nicht statt.“ 
 

  

d) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Maßnahmen“ die Wörter  
„, sonstige Tätigkeiten“ eingefügt. 
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18. § 34 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 Nummer 1 werden die 
Wörter „von der Arbeitspflicht“ 
gestrichen. 

 
bb) In Satz 4 wird das Wort „Arbeits-

pflicht“ durch die Wörter „Ver-
pflichtung, eine zugewiesene 
Beschäftigung auszuüben,“ er-
setzt. 

 

 18. unverändert  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Nummer 4 wird das Wort  

„oder“ durch ein Komma ersetzt. 
 
bb) In Nummer 5 wird der Punkt am 

Ende durch das Wort „oder“ er-
setzt. 

 
cc) Folgende Nummer 6 wird ange-

fügt: 
 

„6. wenn nach Übertragung 
der Vollstreckung der 
Freiheitsstrafe auf einen 
anderen Staat die Über-
stellung ins Ausland er-
folgt ist.“ 

 

  

c) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Im Falle des Absatzes 2 Nummer 6 
steht die Überstellung der Entlas-
sung gleich.“ 

 

  

d) Dem Wortlaut des Absatzes 4 wird 
folgender Satz vorangestellt: 

 
„Auf Gefangene, die an arbeitsthera-
peutischen Maßnahmen teilnehmen 
oder eine sonstige Tätigkeit ausü-
ben, sind die Absätze 1 bis 3 nicht 
anwendbar.“ 

 

  

19. In § 36 Absatz 2 werden nach dem Wort 
„Beschäftigungsverhältnisses,“ die Wör-
ter „den Bezügen“ und nach dem Wort 
„oder“ das Wort „aus“ eingefügt. 

 19. unverändert  
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20. In § 39 Absatz 2 Satz 4 wird das Wort 
„Ihnen“ durch die Wörter „In den Fällen 
der Sätze 2 und 3“ ersetzt und werden 
nach dem Wort „ist“ die Wörter „den Ge-
fangenen“ eingefügt. 

 

 20. unverändert  

21. In § 50 werden in der Überschrift die 
Wörter „Gestaltung der“ gestrichen. 

 

 21. unverändert  

22. § 53 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem 
Wort „dass“ das Wort „weder“ einge-
fügt, nach dem Wort „Freiheitsstrafe“ 
das Wort „nicht“ gestrichen, das 
Wort „oder“ durch das Wort „noch“ 
ersetzt und nach dem Wort „Maß-
nahmen“ das Wort „nicht“ gestri-
chen. 

 

 22. unverändert  

b) In Absatz 7 Satz 2 wird nach dem 
Wort „dies“ das Wort „weder“ einge-
fügt, das Wort „oder“ durch das Wort 
„noch“ ersetzt und das Wort „nicht“ 
gestrichen. 

 

  

23. In § 56 Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt 
am Ende durch die Wörter „, wenn die 
Anstalt erwägt, vollzugsöffnende Maß-
nahmen nach § 53 Absatz 2 Nummer 2 
bis 4 zu gewähren.“ ersetzt. 

 

 23. unverändert  

24. In § 58 Absatz 3 Satz 2 werden die Wör-
ter „die Koordination der Entlassungspla-
nung“ durch die Wörter „das Übergangs-
management“ ersetzt. 

 

 24. unverändert  

25. Dem § 60 Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„§ 10 Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend.“ 

 

 25. unverändert  

26. § 63 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

 
„Darüber hinaus kann der Zugang 
einer Person zu einer Anstalt aus 
Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung von ihrer Durchsuchung ab-
hängig gemacht werden.“ 

 

 26. unverändert  
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b) Im neuen Satz 4 wird nach dem Wort 
„ist“ das Wort „zudem“ eingefügt. 

 
27. In § 64 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem 

Wort „hierdurch“ das Wort „weder“ einge-
fügt, nach dem Wort „Sicherheit“ das 
Wort „oder“ durch die Wörter „noch die“ 
ersetzt und das Wort „nicht“ gestrichen. 

 

 27. unverändert  

28. § 65 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-

satz 2 eingefügt: 
 

„(2) Bei Gefangenen, die die Mitwir-
kung an der Durchführung einer 
nach Absatz 1 Satz 1 angeordneten 
Kontrolle verweigern, ist in der Re-
gel davon auszugehen, dass Sucht-
mittelfreiheit nicht gegeben ist.“ 

 

 28. unverändert  

b) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3. 

 

  

29. § 70 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 6 werden die Wörter „Eine 
ununterbrochene Beobachtung von 
Gefangenen mit technischen Hilfs-
mitteln in Hafträumen, die dem Auf-
enthalt bei Tag und bei Nacht die-
nen, nach § 69 Absatz 2 Nummer 4 
sowie besondere“ durch das Wort 
„Besondere“ ersetzt. 

 

 29. unverändert  

b) In Absatz 7 Satz 2 wird der Punkt am 
Ende durch die Wörter „; bei einer in-
tensivmedizinischen Behandlung 
genügt die ständige Überwachung 
der Gefangenen mittels technischer 
Geräte, wenn zur Abwendung der 
mit der Fixierung verbundenen Ge-
sundheitsgefahren eine Sitzwache 
nicht erforderlich ist.“ ersetzt. 

 

  

30. In § 81 Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „auf dem Weg in eine andere Anstalt“ 
durch die Wörter „, die während der Ver-
legung in eine andere Vollzugsanstalt 
begangen wird,“ ersetzt. 

 
 

 30. unverändert 
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31. In § 86 Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318) in 
der jeweils geltenden Fassung“ gestri-
chen. 

 

 31. unverändert  

32. In § 87 Absatz 3 wird das Wort „kann“ 
durch das Wort „soll“ ersetzt. 

 

 32. unverändert  

33. § 92 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Ab-
satz 4 eingefügt: 

 
„(4) Nehmen Gefangene während 
der Zeit der Beschäftigung an psy-
chiatrischen, psychotherapeuti-
schen oder sozialtherapeutischen 
Behandlungsmaßnahmen oder an-
deren Einzel- oder Gruppenbehand-
lungsmaßnahmen entsprechend 
§ 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 
2 des Sicherungs-verwahrungsvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
teil, erhalten sie für die Dauer des 
Ausfalls der Beschäftigung eine Ent-
schädigung in Höhe des ihnen 
dadurch entgehenden Arbeitsent-
gelts oder der ihnen dadurch entge-
henden Ausbildungsbeihilfe. Dabei 
ist die durchschnittliche Vergütung 
der letzten drei Monate zugrunde zu 
legen.“ 

 

 33. unverändert  

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 wer-
den die Absätze 5 bis 8. 

 

  

34. § 93 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Für den Vollzug der Freiheits-
strafe sind Haftplätze in verschiede-
nen Anstalten oder Abteilungen vor-
zusehen, die eine dem Vollzugsziel 
entsprechende Behandlungsdiffe-
renzierung ermöglichen. Dabei ist si-
cherzustellen, dass in den einzelnen 
Anstalten unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Vollstreckungszu-
ständigkeit Behandlungsmaßnah-
men zum Erwerb sozialer Kompe-
tenzen, therapeutische Angebote, 

 34. unverändert  
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schulische Förderung, die Vermitt-
lung beruflicher Fähigkeiten und 
Qualifikationen, Motivations- und 
Beratungsangebote für Suchtkranke 
sowie Schuldnerberatung angebo-
ten werden. Die Aufsichtsbehörde 
legt für die Behandlungsangebote 
die Rahmenbedingungen und die zu 
beachtenden Standards fest. Sie si-
chert gemeinsam mit den Anstalten 
die Qualität der Behandlungsange-
bote und entwickelt diese auf Grund-
lage der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse und unter Berücksichti-
gung der landesweiten Bedarfe fort. 
Dabei greift sie auf die Erkenntnisse 
der Begleitforschung des Kriminolo-
gischen Dienstes zurück.“ 

 
b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-

satz 3 eingefügt: 
 

„(3) Neben Anstalten des geschlos-
senen Vollzuges sind solche des of-
fenen Vollzuges einzurichten; in An-
stalten des geschlossenen Vollzu-
ges können Abteilungen des offenen 
Vollzuges eingerichtet werden.“ 

 

  

c) Der bisherige Absatz 3 wird Ab-
satz 4 und ihm wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Insbesondere ist im Rahmen der 
baulichen Gegebenheiten für eine 
kindgerechte Ausgestaltung der Be-
suchsräume und Wartebereiche zu 
sorgen.“ 

 

  

d) Die bisherigen Absätze 4 und 5 wer-
den die Absätze 5 und 6. 

 

  

35. § 99 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 
das Wort „soll“ und das Wort „sicher-
zustellen“ durch die Wörter „sicher-
gestellt werden“ ersetzt. 

 
 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 35. § 99 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist“ 
durch das Wort „soll“ und das 
Wort „sicherzustellen“ durch 
die Wörter „sichergestellt 
werden“ ersetzt. 

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
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 b) In Absatz 2 werden die Wörter „im 
Sinne des Krankenpflegegesetzes 
vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) 
in der jeweils geltenden Fassung“ 
durch die Wörter „oder Pflegefach-
kräften“ ersetzt. 

 
36. § 104 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 2 werden die Wörter 
„welche Gefangenen zunächst 
einer Einweisungsanstalt oder 
Einweisungsabteilung zuzufüh-
ren sind und“ gestrichen. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Zudem sieht der Vollstre-
ckungsplan vor, welche Gefan-
genen zunächst einer Einwei-
sungsanstalt oder Einweisungs-
abteilung zuzuführen sind.“ 

 

 36.  unverändert  

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
 

„(3) Im Rahmen des Einweisungs-
verfahrens werden die Persönlich-
keit und die Lebensumstände der 
Gefangenen erforscht. Auf der 
Grundlage dieser Behandlungsun-
tersuchung erfolgt die Einweisung 
der Gefangenen in eine bestimmte 
Justizvollzugsanstalt. Die Einwei-
sungsentscheidung berücksichtigt, 
in welcher Einrichtung der Persön-
lichkeit der Gefangenen und ihren 
Behandlungsbedürfnissen am ehes-
ten entsprochen werden kann.“ 
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37. Nach § 107 wird folgender Abschnitt 22 
eingefügt: 

 
„Abschnitt 22 

Strafarrest 
 

§ 108 
Grundsatz für den Vollzug des Straf-

arrestes 
 

Für den Vollzug des Strafarrestes in Jus-
tizvollzugsanstalten gelten die Bestim-
mungen der §§ 1 bis 87 entsprechend, 
soweit § 109 nichts Abweichendes be-
stimmt. § 39 findet nur in den Fällen der 
Ausübung einer in § 31 erwähnten Be-
schäftigung Anwendung. 

 
§ 109 

Besondere Bestimmungen für den 
Vollzug des Strafarrestes 

 
(1) Eine gemeinsame Unterbringung ist 
nur mit Einwilligung der Strafarrestantin-
nen und Strafarrestanten zulässig. Dies 
gilt nicht, wenn Strafarrest in Unterbre-
chung einer Strafhaft oder einer Unter-
bringung im Vollzug einer freiheitsentzie-
henden Maßregel der Besserung und Si-
cherung vollzogen wird. 
 
(2) Den Strafarrestantinnen und Strafar-
restanten soll gestattet werden, einmal 
wöchentlich Besuch zu empfangen. 
 
 
(3) Besuche und Schriftwechsel dürfen 
nur untersagt oder überwacht werden, 
wenn dies aus Gründen der Sicherheit  
oder Ordnung der Anstalt notwendig ist. 
 
(4) Die Strafarrestantinnen und Strafar-
restanten dürfen eigene Kleidung und ei-
gene Bettwäsche benutzen, wenn 
Gründe der Sicherheit nicht entgegen-
stehen und sie für Reinigung, Instandhal-
tung sowie regelmäßigen Wechsel auf 
eigene Kosten sorgen. 
 
(5) Die Strafarrestantinnen und Strafar-
restanten dürfen Waren in angemesse-
nem Umfang durch Vermittlung der An-
stalt auf eigene Kosten erwerben.“ 

 37. unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/16936 

 
 

17 

38. Der bisherige Abschnitt 22 wird Ab-
schnitt 23. 

 

 38. unverändert  

39. Der bisherige § 108 wird § 110 und wie 
folgt geändert:  

 
a) In Absatz 1 wird das Wort „krimino-

logischen“ durch das Wort „Krimino-
logischen“ ersetzt.  

 

 39. unverändert  

b) Nach Absatz 2 Satz 1 werden die fol-
genden Sätze eingefügt:  

 
„Der Kriminologische Dienst erhebt 
den Bestand der vollzuglichen Be-
handlungsmaßnahmen. Diese Erhe-
bung wird den Anstalten in regelmä-
ßigen Abständen zur Verfügung ge-
stellt.“ 

 

  

40. Der bisherige § 109 wird § 111.  
 

 40. unverändert  

41. Der bisherige § 110 wird § 112 und wie 
folgt geändert:  

 
a) In Nummer 7 wird das Komma durch 

das Wort „und“ ersetzt.  
 

 41. unverändert  

b) Nummer 8 wird aufgehoben.  
 

  

c) Nummer 9 wird Nummer 8.  
 
 

  

42. Der bisherige § 111 wird § 113 und nach 
dem Wort „Absatz“ wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt. 

 

 42. unverändert  

43. Der bisherige § 112 wird § 114 und wie 
folgt geändert:  

 
a) In der Überschrift wird das Wort  

„, Berichtspflicht“ gestrichen.  
 

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird 
gestrichen.  

 

 43. unverändert  

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/16936 

 
 

18 

Artikel 2 
Änderung des Jugendstrafvollzugsgeset-

zes Nordrhein-Westfalen 
 

 Artikel 2 
Änderung des Jugendstrafvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 

Das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 511), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 339) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 7. April 2017 (GV. NRW. 
S. 511), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 339) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) Die Angabe zu § 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 2 Ziel und Aufgabe des Vollzu-
ges“. 

 

 1. unverändert  

b) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„§ 39 Freizeit“. 

 

  

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort „Voll-
zugsziel“ durch die Wörter „Ziel und 
Aufgabe des Vollzuges“ ersetzt. 

 

 2. unverändert  

b) In Satz 1 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „, und hat darüber 
hinaus die Aufgabe, die Allgemein-
heit vor weiteren Straftaten zu schüt-
zen.“ ersetzt. 

 

  

3. In § 3 Absatz 3 Satz 2 wird nach Wort 
„Behinderung“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort 
„Identität“ werden die Wörter „sowie die 
familiären und sozialen Beziehungen,“ 
eingefügt. 

 

 3. unverändert  

4. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 

 4. unverändert  

b) Die Absätze 2 bis 5 werden die Ab-
sätze 1 bis 4. 
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5. § 9 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die 
betroffenen Gefangenen einwilligen und 
die Anwesenheit anderer Gefangener 
unbedingt erforderlich ist.“ 

 

 5. unverändert  

6. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) dem Satzteil vor Nummer 1 werden 
die Wörter „je nach Stand des Voll-
zuges Angaben insbesondere zu fol-
genden Bereichen“ durch die Wörter 
„– je nach Stand des Vollzuges – fol-
gende Angaben“ ersetzt. 

 

 6. unverändert  

b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„7. Perspektiven für vollzugsöff-
nende Maßnahmen,“. 

 

  

7. In § 15 Absatz 7 Satz 2 werden nach dem 
Wort „Nordrhein-Westfalen“ die Wörter 
„vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S. 76) 
in der jeweils geltenden Fassung“ einge-
fügt. 

 

 7. unverändert  

8. § 17 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„4. dies aus Gründen der Anstaltsorga-

nisation erforderlich ist, wobei der 
Zeitraum der gemeinsamen Unter-
bringung für die einzelnen Gefange-
nen vier Monate nicht überschreiten 
soll, oder“. 

 

 8. unverändert  

9. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort 
„und“ durch ein Komma ersetzt und 
werden nach dem Wort „Instandhal-
tung“ die Wörter „und regelmäßigen 
Wechsel“ eingefügt. 

 

 9. unverändert  

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „der“ das Wort „jeweiligen“ und 
nach dem Wort „deren“ das Wort „je-
weiliger“ eingefügt. 
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10. In § 23 Absatz 2 Satz 4 wird nach den 
Wörtern „namentlich der“ das Wort „Be-
suchstage,“ eingefügt. 

 

 10. unverändert  

11. § 29 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Hinsichtlich der Beschäftigung 
der Gefangenen gilt § 29 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len mit der Maßgabe entsprechend, 
dass die Gefangenen während der 
Arbeitszeit vorrangig zur Teilnahme 
an schulischen und beruflichen Ori-
entierungs-, Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen oder speziellen 
Maßnahmen zur Förderung ihrer 
schulischen, beruflichen oder per-
sönlichen Entwicklung verpflichtet 
sind. Die Regelungen des Jugendar-
beitsschutzgesetzes vom 12. April 
1976 (BGBl. I S. 965) in der jeweils 
geltenden Fassung gelten entspre-
chend.“ 

 

 11. unverändert  

b) In Absatz 3 wird das Wort „enthal-
ten“ durch das Wort „sollen“ ersetzt 
und nach dem Wort „Inhaftierung“ 
das Wort „enthalten“ eingefügt. 

 

  

c) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

  

12. § 30 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 30 
Vergütung 

 
Die Regelungen des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen zur Vergütung 
der Gefangenen (§ 32) gelten entspre-
chend.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 12. unverändert  
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13. § 32 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 32 
Anerkennung von Bildung und Ar-

beit, Ausgleichsentschädigung 
 
Die Regelungen des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen zur Anerken-
nung von Arbeit und Bildung sowie zur 
Ausgleichsentschädigung (§ 34) gelten 
entsprechend.“ 

 

 13. unverändert  

14. § 39 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden die Wörter 
„, Förderung der Kreativität“ gestri-
chen. 

 

 14. unverändert  

b) Nach Absatz 1 Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
„Ihnen ist wöchentlich die Teilnahme 
an angeleiteten Freizeitangeboten 
zu ermöglichen.“ 

 

  

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„(2) Dem aktuellen Stand der Wis-
senschaft entsprechende, vielfältige 
Freizeitmaßnahmen auch zur Förde-
rung der Kreativität im Rahmen kul-
tureller Formen sind anzubieten, um 
Kompetenzen der Gefangenen ins-
besondere durch informelles Lernen 
zu entwickeln und zu stärken.“ 

 

  

15. § 42 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem 
Wort „dass“ das Wort „weder“ einge-
fügt, nach dem Wort „Strafe“ das 
Wort „nicht“ gestrichen, das Wort  
„oder“ durch das Wort „noch“ ersetzt 
und nach dem Wort „Maßnahmen“ 
das Wort „nicht“ gestrichen. 

 

 15. unverändert  

b) In Absatz 8 Satz 2 wird nach dem 
Wort „dies“ das Wort „weder“ einge-
fügt, das Wort „oder“ durch das Wort 
„noch“ ersetzt und das Wort „nicht“ 
gestrichen. 
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16. § 49 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz ein-
gefügt: 

 
„Der Zugang einer Person zu einer 
Anstalt kann aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung von ihrer 
Durchsuchung abhängig gemacht 
werden.“ 

 
b) Im neuen Satz 4 wird nach dem Wort 

„ist“ das Wort „zudem“ eingefügt. 
 

 16. unverändert  

17. In § 55 Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „auf dem Weg in eine andere Anstalt“ 
durch die Wörter „, die während der Ver-
legung in eine andere Vollzugsanstalt 
begangen wird,“ ersetzt. 

 

 17. unverändert  

18. Dem § 59 Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Insbesondere ist im Rahmen der bauli-
chen Gegebenheiten für eine kindge-
rechte Ausgestaltung der Besuchsräume 
und Wartebereiche zu sorgen.“ 

 

 18. unverändert  

19. § 65 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 

a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 
das Wort „soll“ und das Wort „sicher-
zustellen“ durch die Wörter „sicher-
gestellt werden“ ersetzt. 

 
 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 
 

 19. § 65 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist“ 
durch das Wort „soll“ und das 
Wort „sicherzustellen“ durch 
die Wörter „sichergestellt 
werden“ ersetzt.  

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 
b) In Absatz 2 werden die Wörter „im 

Sinne des Krankenpflegegesetzes 
vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) 
in der jeweils geltenden Fassung“ 
durch die Wörter „oder Pflegefach-
kräften“ ersetzt. 
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Artikel 3 
Änderung des Jugendarrestvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 

 Artikel 3 
Änderung des Jugendarrestvollzugsge-

setzes Nordrhein-Westfalen 
 

Das Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 30. April 2013 (GV. NRW. 
S. 203), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 12. Oktober 2018 (GV. NRW. 
S. 555) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 

 Das Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 30. April 2013 (GV. NRW. 
S. 203), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. 
S. 1353) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 30 wie folgt gefasst: 

 
 
 
 

„§ 30 Bedienstete“. 
 

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) Die Angabe zu § 30 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „§ 30 Bedienstete“. 
 
b) Die Angabe zu § 38 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „§ 38 Inkrafttreten“. 

 
2. § 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Der Vollzug des Jugendarrestes 
nach § 16a des Jugendgerichtsge-
setzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. Dezember 1974 
(BGBl. I S. 3427), das zuletzt durch 
Artikel 21 des Gesetzes vom 25. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 2099) geändert 
worden ist, dient auch der Vorberei-
tung der Bewährungszeit.“ 

 

 2. unverändert  

b) Der bisherige Absatz 2 wird Ab-
satz 3. 

 

  

3. In § 4 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter 
„in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Dezember 1974 (BGBl. I 
S. 3427), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I 
S. 3295) geändert worden ist,“ gestri-
chen. 

 
 
 
 

 3. unverändert  
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4. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz ein-
gefügt:  

 
„In Fällen, in denen Jugendarrest 
neben Jugendstrafe vollstreckt wird, 
soll den Jugendlichen auch eine 
Kontaktaufnahme mit der zuständi-
gen Fachkraft des ambulanten Sozi-
alen Dienstes ermöglicht werden.“ 

 
b) In dem neuen Satz 3 werden die 

Wörter „Dazu sollen“ gestrichen, 
wird nach dem Wort „Informations-
veranstaltungen“ das Wort „sollen“ 
eingefügt, das Wort „sie“ gestrichen 
und werden nach dem Wort „sich“ 
die Wörter „die Jugendlichen“ einge-
fügt. 

 
c) Folgender Satz wird angefügt:  
 

„Die Vermittlung in nachsorgende 
Maßnahmen umfasst Möglichkeiten 
einer nachgehenden Betreuung un-
ter Mitwirkung von Bediensteten.“ 

 

 4. unverändert  

5. § 16 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Das Wort „und“ wird durch ein 
Komma ersetzt. 

 
b) Nach der Angabe „25“ wird die An-

gabe „und 26“ eingefügt. 
 

 5. unverändert  

6. § 24 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geän-
dert: 

 
a) In Nummer 4 wird das Wort „und“ 

durch ein Komma ersetzt. 
 

 6. unverändert  

b) In Nummer 5 wird der Punkt am 
Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 

 
c) Folgende Nummer 6 wird angefügt:  

 
„6. des festgestellten weiteren Un-

terstützungsbedarfs.“ 
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7. § 26 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Jugendarrest wird in Jugendarrest-
anstalten, Freizeitarrest kann auch in 
Freizeitarresträumen vollzogen werden.“ 

 

 7. unverändert  

8. § 30 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort „Voll-
zugsbedienstete“ durch das Wort 
„Bedienstete“ ersetzt. 

 

 8. unverändert  

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„und mit der für die Arbeit im Ju-
gendarrestvollzug notwendigen 
Qualifikation“ gestrichen. 

 
bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„Die Bediensteten sollen mit der 
Behandlung von Jugendlichen 
nur betraut werden, wenn sie für 
den Umgang mit jungen Men-
schen besonders geeignet sind 
und über pädagogische Kennt-
nisse für die Arbeit im Jugend-
arrestvollzug verfügen.“ 

 
cc) Folgender Satz wird angefügt: 

 
„Die Bediensteten werden fort-
gebildet und erhalten Praxisbe-
ratung und -begleitung sowie 
Gelegenheit zur Supervision.“ 

 

  

c) In Absatz 2 werden die Wörter „den 
Arresteinrichtungen“ durch das Wort 
„Jugendarrestanstalten“ ersetzt und 
wird nach dem Wort „sozialpädago-
gischen“ das Wort „, pädagogi-
schen“ eingefügt. 

 

  

9. § 36 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 wird die Angabe „23“ durch 
die Angabe „§ 23“ und die Angabe 
„24“ durch die Angabe „§ 24“ ersetzt. 

 
 
 
 

 9. unverändert  
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b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Kurzpädagogische Maßnahmen 
sind auch im Freizeit- und Kurzarrest 
zu berücksichtigen und den Jugend-
lichen bis zur Entlassung die erfor-
derlichen Kontakte zu nachsorgen-
den Einrichtungen zu benennen.“ 

 

  

  10. - neu -  
 § 38 wird wie folgt geändert:  
 

a) In der Überschrift wird das Wort  
„, Berichtspflicht“ gestrichen.  

 
b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird 

gestrichen.  
 
c) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 
Artikel 4 

Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 

 Artikel 4 
Änderung des Sicherungsverwahrungs-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 
Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 (GV. 
NRW. S. 212), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 
339) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 
 

 Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 30. April 2013 
(GV. NRW. S. 212), das zuletzt durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 
(GV. NRW. S. 1353) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 102 wie folgt gefasst: 

 
 „§ 102 Inkrafttreten, Außerkrafttreten“. 
 

 1. unverändert  

2. In § 2 Absatz 4 wird nach dem Wort „Ge-
schlecht“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort „Her-
kunft“ die Wörter „sowie die familiären 
und sozialen Beziehungen“ eingefügt. 

 

 2. unverändert  

3. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 eingefügt: 

 
„(2) Ein familiengerechter Umgang 
zum Wohl der minderjährigen Kinder 
ist zu gestatten. Bei der Ausgestal-
tung der Besuchsmöglichkeiten, na-
mentlich der Besuchstage, Besuchs-
zeiten und der Rahmenbedingungen 

 3. unverändert  
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der Besuche, sind die Bedürfnisse 
der minderjährigen Kinder der Unter-
gebrachten zu berücksichtigen.“ 

 
b) Die bisherigen Absätze 2 bis 5 wer-

den die Absätze 3 bis 6. 
 

  

4. § 28 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 15 wird nach dem 
Wort „Präventionsmechanis-
men“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt. 

 
 
 
 
bb) In Nummer 16 wird das Komma 

durch das Wort „und“ ersetzt. 
 
 
cc) Nach Nummer 16 wird folgende 

Nummer 17 eingefügt: 
 

„17. der oder dem Beauftrag-
ten für den Opferschutz 
des Landes Nordrhein-
Westfalen,“. 

 
 
 

b) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für den Schriftwechsel zur 
Ausübung des Wahlrechts.“ 

 

 4. § 28 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe 
„Nummer 1“ durch die Angabe 
„Nummer 2“ ersetzt. 

 
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:  

 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aaa) In Nummer 15 wird nach 

dem Wort „Präventions-
mechanismen“ das Wort 
„und“ durch ein Komma 
ersetzt. 

 
bbb) In Nummer 16 wird das 

Komma am Ende durch 
das Wort „und“ ersetzt. 

 
ccc) Nach Nummer 16 wird 

folgende Nummer 17 ein-
gefügt:  
 
„17. der oder dem Beauf-

tragten für den Op-
ferschutz des Lan-
des Nordrhein-
Westfalen,“. 

 
bb) Folgender Satz wird angefügt:  
 
 „Die Sätze 1 und 2 gelten ent-

sprechend für den Schriftwech-
sel zur Ausübung des Wahl-
rechts.“ 

 
5. § 31 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird aufgehoben.  
 
bb) In dem neuen Satz 1 wird das 

Wort „sowie“ durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem 

 5. unverändert  
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Wort „Bildung“ die Wörter „so-
wie sonstige Tätigkeiten“ einge-
fügt. 

 
b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

 
„(5) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.“ 

 

  

6. § 32 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 32 
Vergütung 

 
Die Regelungen des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen zur Vergütung 
der Gefangenen (§ 32) gelten für Unter-
gebrachte mit der Maßgabe entspre-
chend, dass die Vergütung mit 16 Pro-
zent der Bezugsgröße nach § 18 des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Ge-
meinsame Vorschriften für die Sozialver-
sicherung – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12. November 2009 
(BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363) in 
der jeweils geltenden Fassung bemes-
sen wird.“ 

 

 6. unverändert  

7. Dem § 33 Absatz 3 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Eine Abgeltung nicht verfallener und 
nicht in Anspruch genommener Freistel-
lungstage findet nicht statt.“ 

 

 7. unverändert  

8. In § 36 Absatz 2 wird das Wort „oder“ 
durch die Wörter „, den Bezügen“ ersetzt 
und nach dem Wort „Selbstbeschäfti-
gung“ werden die Wörter „oder aus an-
deren regelmäßigen Einkünften“ einge-
fügt. 

 

 8. unverändert  

9. In § 53 Absatz 3 Satz 1 wird das Wort 
„sind“ durch das Wort „ist“ und werden 
die Wörter „mindestens vier Mal im Voll-
streckungsjahr Ausführungen“ durch die 
Wörter „innerhalb des Vollstreckungsjah-
res mindestens vierteljährlich eine Aus-
führung“ ersetzt. 

 
 
 

 9. unverändert  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/16936 

 
 

29 

  10.  - neu -  
In § 61 Absatz 4 Satz 3 wird die An-
gabe „Absatz 4“ durch die Angabe 
„Absatz 5“ ersetzt.  

 
10. § 62 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Wortlaut wird folgender Satz 
vorangestellt: 

 
„Der Zugang einer Person zu einer 
Einrichtung kann aus Gründen der 
Sicherheit oder Ordnung von ihrer 
Durchsuchung abhängig gemacht 
werden.“ 
 

b) In dem neuen Satz 2 wird nach dem 
Wort „ist“ das Wort „zudem“ einge-
fügt. 

 

 11. - bisher 10. -  
 unverändert  

11. In § 64 Absatz 2 Satz 1 wird nach dem 
Wort „hierdurch“ das Wort „weder“ einge-
fügt, das Wort „oder“ durch die Wörter 
„noch die“ ersetzt und das Wort „nicht“ 
gestrichen. 

 

 12. - bisher 11. -  
 unverändert 

12. § 65 wird wie folgt geändert: 
 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 

 13. - bisher 12. -  
 unverändert 

b) Folgende Absätze 2 und 3 werden 
angefügt: 

 
„(2) Bei Untergebrachten, die die 
Mitwirkung an der Durchführung ei-
ner nach Absatz 1 Satz 1 angeord-
neten Kontrolle verweigern, ist in 
der Regel davon auszugehen, dass 
Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist. 
 
(3) Wird Suchtmittelmissbrauch 
festgestellt, können die Kosten der 
Maßnahmen den betroffenen Unter-
gebrachten auferlegt werden.“ 

 

  

13. In § 81 Absatz 2 Satz 3 werden die Wör-
ter „auf dem Weg in eine andere Einrich-
tung“ durch die Wörter „, die während der 
Verlegung in eine andere Vollzugsanstalt 
begangen wird,“ ersetzt. 

 
 

 14. - bisher 13. -  
 unverändert 
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14. Dem § 85 Absatz 4 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Insbesondere ist im Rahmen der bauli-
chen Gegebenheiten für eine kindge-
rechte Ausgestaltung der Besuchsräume 
und Wartebereiche zu sorgen.“ 

 

 15. - bisher 14. -  
 unverändert 

15. § 90 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 

a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 
das Wort „soll“ und das Wort „sicher-
zustellen“ durch die Wörter „sicher-
gestellt werden“ ersetzt. 

 
 
b) Satz 2 wird aufgehoben. 

 

 16. - bisher 15. -  
 § 90 wird wie folgt geändert:  
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist“ 
durch das Wort „soll“ und das 
Wort „sicherzustellen“ durch 
die Wörter „sichergestellt wer-
den“ ersetzt.  

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 
b) In Absatz 2 werden die Wörter „im 

Sinne des Krankenpflegegesetzes“ 
durch die Wörter „oder Pflegefach-
kräften“ ersetzt. 

 
16. § 102 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift wird das Wort  
„, Berichtspflicht“ gestrichen. 

 

 17. - bisher 16. -  
 unverändert 

b) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird 
gestrichen. 

 

  

c) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 

  

Artikel 5 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

 Artikel 5 
Änderung des Untersuchungshaftvoll-

zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 27. Oktober 2009 (GV. 
NRW. S. 540), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. S. 
339) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 
 

 Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz 
Nordrhein-Westfalen vom 27. Oktober 2009 
(GV. NRW. S. 540), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 2. Juli 2019 (GV. NRW. 
S. 339) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 
zu § 37 wie folgt gefasst: 

 
„§ 37 Betreuung, Unterrichtung und Aus-
wahlverfahren“. 

 

 1. unverändert  
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2. In § 2 Absatz 2 wird nach dem Wort „Be-
hinderung“ das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt und nach dem Wort 
„Identität“ werden die Wörter „sowie die 
familiären und sozialen Beziehungen“ 
eingefügt. 

 

 2. unverändert  

3. § 6 Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Ausnahmen sind nur zulässig, wenn die 
betroffenen Untersuchungsgefangenen 
einwilligen und die Anwesenheit anderer 
Gefangener unbedingt erforderlich ist.“ 

 

 3. unverändert  

4. In § 9 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter 
„nach dem Signaturgesetz“ gestrichen. 

 

 4. unverändert  

5. § 10 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„3. dies aus Gründen der Anstaltsorga-

nisation erforderlich ist, wobei der 
Zeitraum der gemeinsamen Unter-
bringung für die einzelnen Untersu-
chungsgefangenen vier Monate 
nicht überschreiten soll,“. 

 

 5. unverändert  

6. In § 11 Absatz 2 Satz 2 wird nach dem 
Wort „der“ das Wort „jeweiligen“ und 
nach dem Wort „deren“ das Wort „jewei-
liger“ eingefügt. 

 

 6. unverändert  

7. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 
 

 7. § 13 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert  
 

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt 
gefasst:  

 
„(1) Untersuchungsgefangenen soll 
auf Nachfrage eine Arbeit oder eine 
sonstige Tätigkeit angeboten werden, 
die ihre körperlichen und geistigen 
Fähigkeiten sowie ihre Interessen be-
rücksichtigt. Ihnen kann auch eine ar-
beitstherapeutische Maßnahme oder 
eine Hilfstätigkeit angeboten werden, 
soweit dies angezeigt ist.“ 

 
c) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt 

geändert:  
 

 b) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie 

folgt geändert:  
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aa) In Satz 1 werden die Wörter „Ar-

beit, sonstigen“ gestrichen, die 
Wörter „ein Arbeitsentgelt“ 
durch die Wörter „eine Vergü-
tung“ und das Wort „das“ durch 
das Wort „welche“ ersetzt.  

 
bb) In Satz 3 wird das Wort „Justiz-

ministerium“ durch die Wörter 
„für Justiz zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 

 

 aa) In Satz 1 werden die Wörter 
„Arbeit, sonstigen“ gestrichen, 
die Wörter „ein Arbeitsentgelt“ 
durch die Wörter „eine Vergü-
tung“ und das Wort „das“ durch 
das Wort „welche“ ersetzt.  

 
bb) In Satz 4 wird das Wort „Justiz-

ministerium“ durch die Wörter 
„für Justiz zuständige Ministe-
rium“ ersetzt. 

 
d) Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 3 

wird die Angabe „3“ durch die An-
gabe „2“ ersetzt.  

 

 d) unverändert  

e) Nach dem neuen Absatz 3 wird fol-
gender Absatz 4 eingefügt: 

 
„(4) § 29 Absatz 5 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.“ 

 

 e) unverändert  

f) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe 
„3“ durch die Angabe „2“ ersetzt. 

 

 f) unverändert  

g) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe 
„3 und 4“ durch die Angabe „2 und 3“ 
ersetzt. 

 

 g)  unverändert  

8. In § 17 Absatz 2 Satz 3 wird nach den 
Wörtern „namentlich der“ das Wort „Be-
suchstage,“ eingefügt. 

 

 8. unverändert  

9. § 26 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach Satz 2 wird folgender Satz ein-

gefügt: 
 

„Der Zugang einer Person zu einer 
Anstalt kann aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung von ihrer 
Durchsuchung abhängig gemacht 
werden.“ 

 
b) In dem neuen Satz 4 wird nach dem 

Wort „ist“ das Wort „zudem“ einge-
fügt. 

 
 
 
 

 9. unverändert  
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10. § 36 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Hinsichtlich der Trennung min-
derjähriger Untersuchungsgefange-
ner gilt § 89c Absatz 2 des Jugend-
gerichtsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Dezem-
ber 1974 (BGBl. I S. 3427) in der je-
weils geltenden Fassung.“ 

 

 10. unverändert  

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 
 

  

11. § 37 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden nach dem 
Komma die Wörter „Unterrichtung 
und“ eingefügt. 

 

 11. unverändert  

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Für die Unterrichtung von minder-
jährigen Untersuchungsgefangenen 
gilt § 70a Absatz 3 des Jugendge-
richtsgesetzes.“ 

 

  

12. In § 38 Absatz 2 werden die Wörter „in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3427) in 
der jeweils geltenden Fassung“ gestri-
chen. 

 

 12. unverändert  

13. § 45 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
a) In Satz 1 wird das Wort „ist“ durch 

das Wort „soll“ und das Wort „sicher-
zustellen“ durch die Wörter „sicher-
gestellt werden“ ersetzt. 

 
 

b) Satz 2 wird aufgehoben.  
 

 13. § 45 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 wird das Wort „ist“ 
durch das Wort „soll“ und das 
Wort „sicherzustellen“ durch 
die Wörter „sichergestellt wer-
den“ ersetzt.  

 
bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

 
b) In Absatz 2 werden die Wörter „im 

Sinne des Krankenpflegegesetzes 
vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) 
in der jeweils geltenden Fassung“ 
durch die Wörter „oder Pflegefach-
kräften“ ersetzt. 
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14. Dem § 51 Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Insbesondere ist im Rahmen der bauli-
chen Gegebenheiten für eine kindge-
rechte Ausgestaltung der Besuchsräume 
und Wartebereiche zu sorgen.“ 

 

 14. unverändert  

Artikel 6 
Änderung des Justizvollzugsdaten-

schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

 Artikel 6 
Änderung des Justizvollzugsdaten-

schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 

Das Justizvollzugsdatenschutzgesetz Nord-
rhein-Westfalen vom 12. Oktober 2018 (GV. 
NRW. S. 555) wird wie folgt geändert: 
 

 Unverändert  

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu § 25 folgende Angabe eingefügt: 

 
„§ 25a Maßnahmen zur Detektion von 
unbemannten Luftfahrtsystemen und 
Flugmodellen“. 

 

  

2. In § 2 Nummer 1 Buchstabe a wird nach 
dem Wort „Jugendarrest“ das Wort  
„, Strafarrest“ eingefügt. 

 

  

3. § 12 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 5 wird nach dem Wort 
„Entscheidungen“ das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 

  

b) In Nummer 6 wird nach dem Wort 
„Strafen“ das Wort „oder“ eingefügt. 

 
c) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

 
„7. für die Zusammenarbeit mit der 

oder dem Beauftragten für den 
Opferschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen ih-
rer oder seiner Unterstützung 
von Opfern bei der Wahrneh-
mung der Ansprüche nach 
§ 16“. 
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4. § 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 9 wird das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt. 

 
b) In Nummer 10 wird nach dem Wort 

„Forderungen“ das Wort „oder“ ein-
gefügt. 

 
c) Folgende Nummer 11 wird angefügt: 

 
„11. die Zusammenarbeit mit der  

oder dem Beauftragten für den 
Opferschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen ih-
rer oder seiner Unterstützung 
von Opfern bei der Wahrneh-
mung der Ansprüche nach 
§ 16“. 

 

  

5. In § 15 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b 
wird die Angabe „5“ durch die Angabe „6“ 
ersetzt. 

 

  

6. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Absatz 6 wird folgender Ab-
satz 7 eingefügt: 

 
„(7) Das für Justiz zuständige Minis-
terium darf der oder dem Beauftrag-
ten für den Opferschutz des Landes 
Nordrhein-Westfalen auf schriftli-
chen oder elektronischen Antrag im 
Rahmen ihrer oder seiner Unterstüt-
zung von Opfern bei der Wahrneh-
mung der Ansprüche nach dieser 
Vorschrift unmittelbar die im Einzel-
fall zuständigen Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartner für Opfer-
belange bei den Justizvollzugsein-
richtungen mitteilen.“ 

 

  

b) Der bisherige Absatz 7 wird Ab-
satz 8 und wie folgt geändert: 

 
aa) Das Wort „und“ wird durch das 

Wort „sowie“ ersetzt. 
 
bb) Nach der Angabe „6“ wird die 

Angabe „und 7“ eingefügt. 
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7. § 20 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 3 wird der Punkt am Ende 
durch die Wörter „und teilt der An-
stalt das Ergebnis der Überprüfung, 
insbesondere abweichende Daten, 
unverzüglich mit.“ ersetzt. 

 
b) Satz 4 wird aufgehoben. 

 

  

8. In § 24 Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe 
„50“ durch die Angabe „51“ und die An-
gabe „27“ durch die Angabe „28“ ersetzt. 

 

  

9. Nach § 25 wird folgender § 25a einge-
fügt: 

 
„§ 25a 

Maßnahmen zur Detektion von unbe-
mannten Luftfahrtsystemen und 

Flugmodellen 
 
(1) Die Anstalt darf technische Geräte 
betreiben, die  

 
1. das Auffinden von Geräten zum Be-

trieb von unbemannten Luftfahrtsys-
temen und Flugmodellen in einem 
Detektionsradius von bis zu 100 Me-
tern zur jeweiligen Anstalt ermögli-
chen, 

 
2. Frequenzen stören oder unterdrü-

cken, die dem Betrieb von unbe-
mannten Luftfahrtsystemen und 
Flugmodellen im Detektionsradius 
dienen.  

 
(2) Frequenznutzungen außerhalb des 
Anstaltsgeländes dürfen nicht erheblich 
gestört werden. Die Anstalt hat die von 
der Bundesnetzagentur gemäß § 55 Ab-
satz 1 Satz 1 des Telekommunikations-
gesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 
1190) in der jeweils geltenden Fassung 
festgelegten Rahmenbedingungen ein-
zuhalten.“ 
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10. § 33 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem 
Wort „erforderlich“ die Wörter „oder 
für die Aufgabenerfüllung der Voll-
zugsbehörde unerlässlich“ einge-
fügt. 

 
b) In Absatz 2 Satz 1 und 2, Absatz 3 

Satz 1 und Absatz 5 in dem Satzteil 
vor Nummer 1 wird jeweils die An-
gabe „5“ durch die Angabe „6“ er-
setzt. 

 

  

11. Dem § 38 Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„Eine Benachrichtigung unterbleibt fer-
ner, wenn der Aufwand der Benachrichti-
gung außer Verhältnis zum Schutzzweck 
steht und keine Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass überwiegende schutzwür-
dige Interessen der betroffenen Person 
beeinträchtigt werden.“ 

 

  

12. Dem § 47 Absatz 2 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
„In außergewöhnlichen Umständen kann 
ein Verfahren im Sinne von Satz 1 spä-
testens bis zum 5. Mai 2026 angepasst 
werden, wenn sonst schwerwiegende 
Schwierigkeiten für den Betrieb dieses 
automatisierten Verarbeitungssystems 
entstehen würden.“ 

 

  

  Artikel 7 - neu - 
Änderung des Justizgesetzes  

Nordrhein-Westfalen 
 
In § 10a Satz 3 des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. 
NRW. S. 30), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 254) geändert worden ist, werden die 
Wörter „Landgericht Führungsaufsichts-
stelle“ durch die Wörter „Landgericht … Füh-
rungsaufsichtsstelle“ ersetzt.“ 
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Artikel 7 
Inkrafttreten 

 

 Artikel 8 
Inkrafttreten 

 
- bisher Artikel 7 - 
unverändert  
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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A Bericht  
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Novellierung der nordrhein-westfälischen 
Landesjustizvollzugsgesetze“, Drucksache 17/15234, wurde vom Plenum am 6. Oktober 2021 
einstimmig nach der 1. Lesung zur federführenden Beratung an den Rechtsausschuss sowie 
zur Mitberatung an den Hauptausschuss überwiesen. 
 
 
Die Landesregierung führt aus, dass mit der Evaluation im Strafvollzug in den letzten Jahren 
erstmals in Nordrhein-Westfalen – auf wissenschaftlicher Grundlage und Maßstäbe setzend – 
in allen Justizvollzugsanstalten Daten erhoben wurden, die es ermöglichen sollen, die Effekti-
vität vollzuglicher Behandlungsmaßnahmen zu messen und dadurch den Justizvollzug in 
Nordrhein-Westfalen zukünftig deutlich besser zu steuern. Nach einer Bestandsaufnahme der 
Behandlungs- und Eingliederungsmaßnahmen in allen Justizvollzugsanstalten des Landes hat 
eine erste Strukturanalyse des Maßnahmenangebots unter anderem ergeben, dass der Jus-
tizvollzug viele Behandlungsangebote zur Verfügung stellt, die Gefangenen aber nicht immer 
die Maßnahme erhalten, die zur Bearbeitung der bei ihnen vorhandenen Defizite erforderlich 
ist und zugleich aufgrund ihrer vollzuglichen Situation auch umgesetzt werden kann. Schließ-
lich sei es erforderlich, besondere Vorschriften für den Vollzug des Strafarrestes einzuführen, 
da der Bund die diesbezügliche Gesetzgebungskompetenz nunmehr ausdrücklich bei den 
Ländern angesiedelt sieht. Mit dem vorliegenden Gesetz werde, so die Landesregierung, den 
Erkenntnissen aus den Evaluationen im Strafvollzug, insbesondere dem praktischen Umgang 
mit den Vollzugsvorschriften, im Lichte der aktuellen Reformbestrebungen in Nordrhein-West-
falen Rechnung getragen. Hierzu würden insbesondere für das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen die Stärkung sowohl der Sicherheit im Justizvollzug als auch des Behandlungsvoll-
zuges, die Stärkung der familiengerechten Vollzugsgestaltung, die Vereinheitlichung der Re-
gelungen zur Beschäftigung der Gefangenen sowie die Aufnahme von Regelungen zum Straf-
arrest zählen. Diese Anpassungen sollen im Gleichklang, soweit erforderlich, auch in den wei-
teren Landesjustizvollzugsgesetzen umgesetzt werden.  
 
 
 
 
B Beratungsverfahren  
 
Der Rechtsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 84. Sitzung am 27. Oktober 2021 (Aus-
schussprotokoll 17/1595) erstmalig beraten. In diesem Rahmen wurde eine Anhörung 
beantragt, die am 19. Januar 2022 (Ausschussprotokoll 17/1700) durchgeführt wurde.  
 
 
Folgende Expertinnen und Experten wurden vom Ausschuss am 19. Januar 2022 angehört: 
 
 

eingeladen Teilnehmer/innen Stellungnahme 

Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz 
Dr. Horst Hund 
Mainz 
 

Dr. Horst Hund 
(Videozuschaltung) 

--- 

Rechtsanwalt 
Professor Dr. Jürgen Graf 
Karlsruhe 
 

Prof. Dr. Jürgen Graf 17/4673 
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eingeladen Teilnehmer/innen Stellungnahme 

BSBD NRW 
Düsseldorf 
 
 

Uwe Nelle-Cornelsen 
Ulrich Biermann 

17/4694 

Dr. iur. Marcus Schaerff, Ass. iur. 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter 
Rechtswissenschaftliche Fakultät 
Institut für Kriminalwissenschaften 
- Abt. IV 
Münster 
 

Dr. Marcus Schaerff 17/4714 

Die Landesarbeitsgemeinschaft geho-
bener Sozialdienst im Justizvollzug 
NRW  
Stefan Jelinek 
c/o JVA Siegburg 
Siegburg 
 

Stefan Jelinek 
Christian Schreier 

17/4669 

Denise Kehren 
Stellvertretende Vorsitzende der LAG 
der Psychologinnen und Psychologen 
im Justizvollzug NRW 
Düsseldorf 

Denise Kehren 17/4697 

 
 
 
 
Der mitberatende Hauptausschuss hat sich in seiner Sitzung am 17. März 2022 abschließend 
mit dem Gesetzentwurf befasst und entschieden diesen ohne Votum an den Rechtsausschuss 
zurückzugeben.  
 

Am 22. März 2022 ist der Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP 
(Drucksache 17/16861) und am 23. März 2022 ist der Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
(Drucksache 17/16857) eingegangen. 
 
Im Rahmen seiner Sitzung am 30. März 2022 hat der Rechtsausschuss die Anhörung ausge-
wertet und den Gesetzentwurf abschließend beraten und abgestimmt  
(Ausschussprotokoll 17/1775).  
 
 
 
 
C Abstimmung 
 
Der Änderungsantrag, Drucksache 17/16857, der Fraktion der SPD wird mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP und AfD, gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, abgelehnt.  
 
Der Änderungsantrag, Drucksache 17/16861, der Fraktionen von CDU und FDP wird mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD, bei Enthaltung der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, angenommen.  
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Der so geänderte Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/15234, wird mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD, gegen die Stimme der Fraktion von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und bei Enthaltung der Fraktion der SPD, angenommen.  
 
 
 
 
Dr. Werner Pfeil 
Vorsitzender  
 
 


